
Sexuelle  Selbstbestimmung  –
Immer noch nur im Rahmen von
Rollenbildern

Gesetzesverschärfung  zum
Vergewaltigungsparagraph § 179 StgB

VON HELENA KACHÉ

Gesetzeslage

Der  Paragraph  179  zum  sexuellen  Missbrauch  widerstandsunfähiger
Personen  soll  zukünftig  durch  einen  neuen  Paragraphen  zum  sexuellen
Missbrauch unter  Ausnutzung besonderer  Umstände ersetzt  werden.  Das
Inkrafttreten des neuen Gesetzentwurfs lässt noch bis September auf sich
warten, wenn der Bundesrat sein OK dazu gegeben hat.
Was diese Gesetzesänderung bedeutet,  zeigen die noch immer geltenden
Richtlinien,  die  notwendig  sind,  um einen  Vergewaltiger  vor  Gericht  zu
bringen. Hierzu muss das Opfer nachweisen können, dass es sich vor dem
Missbrauch deutlich körperlich zur Wehr gesetzt  hat oder dass von dem
Täter eine Bedrohung für Leib und Leben ausging. Wenn dies nicht der Fall
war, sondern dem Opfer beispielsweise bedroht wurde, seinen Arbeitsplatz
oder seine Aufenthaltsgenehmigung zu verlieren wenn es sich nicht füge,
wurde dieses Vergehen vor Gesetz nicht als Vergewaltigung anerkannt. Dies
galt auch, wenn das Opfer schlichtweg überrumpelt wurde oder sich aus
Erfahrung und Angst vor einer Eskalation nicht zur Wehr setzte, sondern nur
seinen Widerwillen äußerte.

Jetzt  soll  die  Lage  geändert  werden,  von  der  Notwendigkeit  einer
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körperlichen  Gegenwehr  seitens  des  Opfers  hin  zu  einem  schlichten
Nichteinverständnis.
Der  Anlass  für  den  Bundestag  sind  die  Ereignisse  in  Köln  in  der
Silvesternacht.  Vorerst  wurde  dieses  Ereignis  mit  rassistischer  und anti-
muslimischer  Hetze  beantwortet,  im April  folgte  dem öffentlichen  Druck
dann  ein  Gesetzesentwurf  zur  sexuellen  Selbstbestimmung  vom
Bundesjustizministerium . Schon 2014 wurde ein ähnlicher Antrag gestellt,
im  Zuge  der  damaligen  Istanbul  Konvention,  dem  Übereinkommen  des
Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und
häuslicher  Gewalt.  Doch damals  wie  heute sagt  der  Justizminister  Heiko
Maas,  dass  die  deutsche  Rechtslage  den  Anforderungen  der  Konvention
bereits  genüge,  der  Richterbund  sieht  hingegen  schlichtweg  keine
Möglichkeit, die Thematik in Gesetzesform zu packen. Erst auf Druck der
Ministerinnen wurde ein Gesetzesentwurf verfasst, der die vielen Lücken für
sexuelle Übergriffe schließen soll.

Öffentliche Diskussion

Die öffentliche Diskussion steht dem im Großteil positiv gegenüber, nachdem
erschreckende  Fakten  zu  sexuellen  Missbräuchen  veröffentlicht  wurden.
Demnach  wurden  von  130  von  1000  Frauen  schon  Opfer  einer
Vergewaltigung. Von diesen 130 würden jedoch nur 13 Anklage erheben, und
nur in einem einzigen dieser Fälle würde eine Verurteilung folgen.
Hinzukommen die vielen Gesetzeslücken, die kaum einer Bürger_In bewusst
waren,  denn  fast  Jede  geht  davon  aus,  dass  eine  Vergewaltigung
selbstverständlich  strafbar  ist  und  keine  Anforderungen  daran  gestellt
werden  dürfen.  So  kann  es  einer  Frau  passieren,  dass  sie  Opfer  eines
sexuellen Missbrauchs wurde, zur Polizei geht um den Täter anzuklagen, um
dort zu erfahren, dass sie nach dem Gesetz nicht vergewaltigt wurde, da sie
sich nicht heftig körperlich zur Wehr gesetzt habe. Das impliziert eine Schuld
bei dem Opfer und führt dazu, dass Frauen nicht wieder zur Polizei gehen,
aus Angst, abgewiesen zu werden. Hinzu kommt, dass diese Gesetzeslücke
die Augen völlig vor der Tatsache verschließt, dass der Großteil der Täter ihr
Opfer persönlich kennt, oder sogar eine Beziehung zu ihnen führt.



Das  kommt  nicht  von  ungefähr,  sondern  resultiert  aus  kursierenden
Vergewaltigungsklischees, wo ein Mann nachts in einem dunklen über eine
Frau herfällt, die sich dann laut und heftig wehrt. Daraus geht natürlich eine
sehr deutliche Rollenzuweisung hervor,  Männer sind zügellose Täter und
Frauen wehrlose Opfer. Historisch kann man diese Rollenzuweisung an dem
bürgerlichen Familienbild festmachen. Hierbei  gilt:  Der Ehemann hat die
absolute Verfügungsgewalt über seine Frau und Kinder, und die Ehefrau hat
ihre Pflicht zu erfüllen. Dazu gehört auch, dass die Frau verpflichtet ist, mit
ihrem Mann zu schlafen;  erst  1998 wurde dieses  Gesetz  in  Deutschland
aufgehoben  und  die  Vergewaltigung  in  der  Ehe  als  Straftatbestand
anerkannt.

Rollenbilder

Entsprechend  dieser  Rollenbilder  werden  als  Präventivmaßnahmen  für
Vergewaltigungen  prinzipiell  Frauen  angesprochen  und  ihnen  wird
nahege legt ,  s i ch  nachts  n ich t  a l l e in  fo r t zubewegen  und
Selbstverteidigungskurse zu belegen. Daran ist an sich nichts auszusetzen,
impliziert aber eine Schuldzuweisung gegenüber den Frauen, was absolut
verneint werden sollte.

Hinzu kommt, wenn es denn zu einer Vergewaltigung gekommen ist, müssen
sich Frauen um Anklage zu erheben einer belastenden Prozedur untergeben,
die  sowohl  eine  medizinische  Akutversorgung  sowie  eine  polizeiliche
Beweismittelfeststellung  beinhaltet.  Doch  selbst  bei  einer  Anzeige  mit
Vergewaltigungsmerkmalen gibt  es  noch immer viele  Strafbarkeitslücken,
die zu dieser dermaßen geringen Verurteilungsquote führen.

Dementsprechend  soll  von  nun  an  das  Gesetz  allein  den  Willen  der
Betroffenen  beurteilen,  weshalb  ein  NEIN  von  dem  Opfer  für  eine
Verurteilung reichen soll. Kritiker sehen darin eine Gefahr für jeden Mann
als potentiellen Vergewaltiger, denn es könnten ja alle Frauen daherkommen
und  Männer  der  Vergewaltigung  bezichtigen.  Dabei  wird  wohl  völlig



vergessen,  dass  bis  zur  Verurteilung immer noch eine  Gerichtsverfahren
notwendig ist, wo Falschaussagen aufgedeckt werden sollten und sich kaum
eine  Frau  gerne  in  die  Rolle  des  Vergewaltigungsopfers  begibt,  wie  die
Statistik zeigt. Es ist schon absurd, ein Gesetz deshalb nicht zu verfassen,
weil  es  zu  falschen  Anzeigen  kommen  könnte,  anstatt  aufgrund  der
Notwendigkeit  Vergewaltigungen  vorzubeugen  und  zu  bestrafen.  Daraus
wird deutlich, welchen Stellenwert die deutsche Politik dieser Problematik
beimisst.

Kritik am Gesetzentwurf

Der Gesetzesentwurf lässt leider noch immer Strafbarkeitslücken offen. So
wird von Frauen, die sexuelle Gewalt erfahren, erwartet, dass sie konkret
ihren Widerwillen mit einem NEIN äußern. Es wird dabei nicht anerkannt,
dass  es  ein  Verbrechen  ist,  sexuelle  Handlungen  auszuüben,  ohne  das
Einverständnis des Gegenübers eingeholt zu haben.
Hinzu  kommt,  dass  mit  den  Vorfällen  in  Köln  als  Anlass  für  den
Gesetzesentwurf,  auch  eine  Erleichterung  der  Abschiebung  von
Sexualstraftätern einhergehen soll.  Dieser rassistische Zusatz  sollte  nicht
geduldet  werden,  sondern  sexuelle  Gewalt  als  gesamtgesellschaftliches
Problem, unabhängig von der Herkunft, aufgezeigt werden. Auch für Frauen
könnte dadurch hinzukommen, dass sie aus Angst vor einer Abschiebung
ihres Vergewaltigers nicht zur Polizei gehen.

Es  muss  uns  k la r  b le iben ,  dass  Gese tze  das  Prob lem  von
Frauenunterdrückung,  Homophobie  und  Rassismus  nicht  an  der  Wurzel
packen, sondern nur einige Symptome durch Reformen zu beheben suchen.
Stattdessen bestärken sie die Form der bürgerlichen Familie als Grundlage
für das kapitalistische System, in dem wir leben. Es bestärkt die Rollenbilder,
die Männern und Frauen zugewiesen werden, um dieses System aufrecht zu
halten.

Wenn wir diese grundlegende Ursache, den Kapitalismus, radikal bekämpfen



wollen,  um  für  Frauenbefreiung  und  Gleichberechtigung  von  LGBTIA-
Menschen  (Lesbian,  Gay,  Bi,  Trans,  Asexual,  Intersexual)  zu  kämpfen,
brauchen wir eine geschlossene Arbeiter_Innenbewegung.

Die  Befreiung der  Frau  ist  nur  im Zuge  der  Befreiung der  Gesellschaft
möglich, genauso wie die Befreiung der Gesellschaft einhergehen muss mit
der Befreiung der Frau.

29.  September:  Auf  die  Straße
gegen  parlamentarischen
Rassismus!
Seit 2 Jahren sind die Rassist_Innen in Deutschland auf dem Vormarsch. Vor
einigen  Monaten  hat  die  rassistische  AfD  erschreckende  24  %  in  der
Landtagswahl  von  Sachsen-Anhalt  erreicht  und  in  Mecklenburg
Vorpommern, sowie Berlin sieht es für die Wahlen im kommenden Herbst
auch alles andere als rosig aus: Die Zustimmung für Hetze wächst, Angst und
Hass werden geschürt und Rassist_Innen wie Frauke Petry und Björn Höcke
finden mehr und mehr Gehör.

Die Anzahl der Menschen, die solche menschenverachtenden Einstellungen
offen  teilen,  wächst  stetig.  Geflüchtetenunterkünfte  brennen und werden
zerstört,  ihre Bewohner_Innen werden regelmäßig körperlich angegriffen,
rassistisch beleidigt, ausgeschlossen und benachteiligt. Parallel dazu winken
die  Parlamentsparteien  Asylgesetzverschärfungen  durch  oder  versuchen
beispielsweise  unter  dem  Deckmantel  der  Frauenrechte  Geflüchtete
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schneller  abzuschieben.  Auch  in  den  Medien  hat  sich  einiges  geändert.
Während  man  vor  einen  Jahr  noch  von  den  Strömen  der  Geflüchteten
berichtet hat und uns in einem kurzen Zeitraum eine Willkommenskultur
vorheucheln wollte, lesen wir nun von der Gefahr von Terroranschlägen oder
fremdländischer Diebesbanden. Das alles zeigt,  dass es einen Rechtsruck
innerhalb  unserer  Gesellschaft  gegeben  hat.  Die  AfD  hetzt  und  hat  es
geschafft  Rassismus salonfähiger zu machen, die rassistische Politik wird
jedoch im Parlament umgesetzt, nicht ohne Grund .Vom Staat getragen und
verabschiedet dient er auch dazu die Kosten der Krise auf uns abzuwälzen.

Denn  es  ist  nicht  im  Interesse  der  deutschen  (oder  einer  anderen
kapitalistischen) Regierung, irgendetwas daran zu ändern. Der Kapitalismus
ist kein System, das von Gleichberechtigung in profitiert.  Wenn wir über
Unterschiede wie Hautfarbe, Herkunft, Religion, Geschlecht und Sexualität
hinausblicken,  erkennen  wir,  dass  wir  auf  konstruierte  Konflikte  gut
verzichten können und uns gemeinsam dem größten Konflikt von allen stellen
müssen,  dem Konflikt  zwischen  arm und  reich,  zwischen  besitzend  und
ausgebeutet. Letztlich kann nur die Aufrechterhaltung der Ausbeutung der
Ware  Arbeitskraft  die  Profite  der  Kapitalist_Innen  sichern,  diese  gilt  es
Aufrecht  zu  erhalten.  Letztlich  also  jedweden  Zusammenschluss  aller
Arbeiter_Innen  dagegen  zu  verhindern.

Um effektiv  gegen  den  Rechtsruck  vorzugehen,  müssen  wir  eine  breite
Bewegung ins Leben rufen, die nicht nur für die Rechte der Geflüchteten
kämpft, sondern auch eigene Forderungen aufstellt. Gegen den Rechtsruck in
unserer Gesellschaft,  für gleichberechtigten Zugang zu guter Bildung für
alle.  Gegen  Waffenexporte,  sowie  Kriegseinsätze  in  andere  Länder,  für
Wohnraum für alle die hier leben wollen! Gegen Abschiebeabkommen und
alle rassistischen Gesetze, für Staatsbürger_Innenrechte für alle
Um  erfolgreich  zu  sein,  müssen  wir  Jugendlichen  mit  den  Leuten
zusammenarbeiten, in deren objektiven Interesse es ist, keine Rassist_Innen
zu sein: den Arbeiter_Innen. Deshalb müssen wir auch von Gewerkschaften,
der LINKEN und SPD miteinbeziehen in den antirassistischen Kampf. Sie
sind nämlich die größten Organisationen der Arbeiter_Innenklasse innerhalb



Deutschlands. Auch wenn eine Sarah Wagenknecht Kommentare von sich
gibt, die auch Petry von sich geben könnte oder ein Heiko Maas alles in die
Gänge setzt, Geflüchtete abzuschieben. Die Leute, die sie wählen sind immer
noch  Leute  aus  der  Arbeiter_Innenklasse.  Unser  Ziel  muss  es  sein,
aufzuzeigen dass die Führung dieser Organisationen, nicht in ihrem Interesse
handelt und versucht sie durch Rassismus zu spalten. Das bedeutet auch, mit
ihnen  zusammenzuarbeiten,  ihre  Mitglied-  und  Anhänger_Innenschaft  zu
mobilisieren und sie für die Politik,  die sie im Parlament durchsetzen zu
kritisieren.

Wenn wir uns von rassistischen Spaltungsversuchen nicht beirren lassen,
können wir uns gemeinsam gegen den Rassismus und seine Wurzel,  den
Kapitalismus wenden,  sowie  gegen alles,  was  er  mit  sich bringt:  Armut,
Hunger, Ausbeutung und Unterdrückung. Wir spucken auf AfD & Co. und
wollen nicht, dass sie an Schulen oder sonst irgendwo ein Podium für ihre
widerlichen, menschenverachtenden Ansätze haben können. Deshalb fordern
wir euch auf,  zusammen mit uns am 29.09. auf die Straße zu gehen! In
Solidarität mit allen, die tagtäglich unter Rassismus und Diskriminierung zu
leiden haben. Wir wollen, dass ihr mit eurer Abwesenheit in der Schule und
eurer Anwesenheit bei der Demonstration ein starkes und lautes Zeichen
setzt gegen rechte Hetze und die Parteien, die sie verbreiten. Kommt zum
Schulstreik gegen Rassismus und kämpft mit uns für eine Gesellschaft, in der
Menschen ohne Vorurteile und Ungerechtigkeit miteinander leben können!
Diese Gesellschaft kann nur eine sozialistische sein.



Rechter  Hetze  und  staatlichem
Rassismus entgegentreten!
Vorschläge von ArbeiterInnenmacht  und REVOLUTION zur  bundesweiten
Beratung von Welcome2stay

RassistInnen hetzen täglich gegen Geflüchtete und MigrantInnen.  Rechte
Banden und Schlägertrupps greifen Menschen und Unterkünfte an. Zugleich
schiebt der Staat ab, die EU-Außengrenzen werden dichtgemacht, Menschen
mittels  sog.  „Integrationsgesetzen“  rassistisch  sortiert  und
ausgegrenzt.Geflüchtete und muslimische MitbürgerInnen werden pauschal
unter „Terrorismusverdacht“ gestellt – nicht nur von AfD, Pegida und Co.
Auch aus  der  „Mitte  der  Gesellschaft“  wird  der  Ruf  nach „erleichterten
Abschiebungen“  und Totalüberwachung laut.  „Bleibeperspektive“  soll  nur
haben, wer am Arbeitsmarkt nützlich ist, sei es als günstige Fachkraft oder
ZwangsarbeiterIn  für  80,-  Cent.  Diese  Lohndrückerei  fördert  die  soziale
Hetze.Frauen,  Jugendliche  und  sexuell  Unterdrückte  sind  in  ihren
Herkunftsländern und auf der Flucht besonderer Diskriminierung und Gewalt
ausgesetzt.  Diese  wird  hier  in  anderer  Form  fortgesetzt,  z.B.  durch
Einschränkung  des  Familiennachzugs  oder  durch  Schikanen  bei  den
Behörden.Dem wachsenden Rassismus auf der Straße, in der Gesellschaft,
von  Staat  und  Regierung  können  wir  nur  gemeinsam  durch
Massenmobilisierungen, durch eine organisierte Bewegung entgegentreten.
Daher  rufen  wir  al le  AntirassistInnen,  al le  Flüchtl ings-  und
MigrantInnenorganisationen, UnterstützerInnenstrukturen, Gewerkschaften,
linken  Parteien  und  Organisationen  auf,  sich  zu  einem  bundesweiten
Aktionsbündnis  zusammenzuschließen.

AfD,  Pegida,  rassistischen  und  faschistischen  Mobilisierungen
entgegentreten!  Organisierte  Selbstverteidigung  und  Solidarität
gegen  rassistische  Angriffe!
Gegen  alle  Abschiebungen,  Rücknahme  aller  Verschärfungen  der
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Asylgesetze! Nein zum sog. „Integrationsgesetz“, keine rassistischen
Sondergesetze wie „Burkaverbot“ oder Einschränkung des Nachzugs
von Verwandten! Bereitstellung von sicherer Unterbringung (z. B. in
Frauenhäusern) von Frauen und sexuell Unterdrückten! Für offene
Grenzen und gleiche StaatsbürgerInnenrechte für alle Geflüchteten
und MigrantInnen! Weg mit der Festung Europa!
Recht auf Arbeit für Geflüchtete! Mindestlohn von 12,- Euro/Stunde
f ü r  a l l e  s t a t t  8 0 - C e n t - Z w a n g s j o b s !  Ö f f e n t l i c h e s
Wohnungsbauprogramm,  Beschlagnahme  von  leerstehenden
Wohnungen  und  entschädigungslose  Enteignung  von
Immobilienspekulanten,  um  Wohnraum  für  alle  zu  schaffen.
Gewerkschaftliche  Organisierung  der  Geflüchteten!
Beteiligt  Euch am bundesweiten  antirassistischen Schulstreik  von
„Jugend  gegen  Rassismus“  am  29.  September,  an  der
Großdemonstration „Fluchtursachen bekämpfen!“ am 29. Oktober in
Nürnberg und anderen Aktionen der nächsten Wochen!

Revolution-Camp 2016
30

In der letzten Augustwoche fanden unser Camp und die Sommerschulung der
deutschen und österreichischen Sektionen von Revolution und der Liga für
die 5. Internationale statt. Neben Gästen aus ganz Europa beteiligten sich
über  100  Mitglieder  aus  den  deutschsprachigen  Sektionen  der
Organisationen  an  dieser  gemeinsamen  Schulung  in  Berlin.  Erfreulich
hervorzuheben  ist  der  erneut  gestiegene  Anteil  an  weiblichen
Teilnehmerinnen.

Es gab mehr als 100 Workshops mit vielen verschiedenen Themen, welche
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sich  durch  die  gesamte  Schulung  zogen.  Einen  Schwerpunkt  bildete  in
diesem Jahr die imperialistische Krise der EU. Außerdem haben wir uns,
neben Grundlagen des Marxismus für Einsteiger_Innen, intensiver mit der
Frage von Partei  und Programm, Schularbeit  und verschiedenen Formen
gesellschaftlicher  Unterdrückung  beschäftigt.  Abgesehen  von  den
theoretischen Themen gab es auch Praxisworkshops, wie Demotraining, das
Verfassen eines Flugblattes und vieles mehr.

Highlights waren zwei Podiumsdiskussionen zu den Themen Antisexismus
und  Kampf  dem  Rassismus.  In  diesen  Diskussionen  sprachen  neben
Genoss_Innen  von  Revolution,  Gruppe  ArbeiterInnenmacht  und
ArbeiterInnenstandpunkt  auch  Vertreter_Innen  von  Streetroots,  Workers
Power,  FOR  Palestine  und  einigen  mehr.
Neben  all  den  den  theoretischen  und  praktischen  Workshops  stand
besonders der Austausch zwischen den Genoss_Innen der Ortsgruppen und
Sektionen  im  Vordergrund.  In  diesem  Bereich  konnten  wir  uns  besser
kennenlernen  und  auch  abseits  der  Workshops  unser  Wissen  erweitern.
Außerdem veranstalteten wir am letzten Abend ein Livekonzert mit diversen
linken Rapper_Innen sowie anschließendem DJ Set und feierten bis in die
Morgenstunden.

Insgesamt sehen wir das Camp mit über 100 Teilnehmer_Innen, vielen neuen
Gesichtern  und  internationalen  Gästen  als  einen  Erfolg.  Wir  wollen  im
nächsten Jahr an diesen Erfolg anknüpfen und würden uns freuen, wenn
auch Du dann mit uns campen würdest!



Wie  kann  der  Rassismus
geschlagen werden? Bericht von
der  Veranstaltung  von
REVOLUTION in Fulda
Am Montag den 18. Juli fand im Café Panama unsere Veranstaltung „Was ist
Rassismus und wie wird er geschlagen?“ statt. Die knapp 30 überwiegend
jugendlichen Teilnehmer_Innen hörten zunächst einen Vortrag, der sich um
verschiedene  rassistische  Kräfte,  vom  Staat  bis  zu  faschistischen
Organisationen,  drehte  und  versuchte,  die  soziale  Ursache  für  deren
Erstarken zu beleuchten und die Funktion, die der Rassismus in unserem
kapitalistischen Gesellschaftssystem hat. Der zweite Vortrag versuchte eine
Perspektive aufzuzeigen, mit der eine antirassistische Massenbewegung aus
allen Linken und ArbeiterInnen aufgebaut werden könnte, welche praktisch
auf vielfältige Arten gemeinsam gegen die RassistInnen kämpft, ihnen aber
auch versucht den Nährboden zu entziehen, indem sie eine gesellschaftliche
Alternative zur kapitalistischen Konkurrenz, zu Armut und Krieg aufzeigt und
erkämpft.

Anschließend gab es eine lebhafte Diskussion, z.B. über die Wählerbasis der
AfD oder um die Effektivität antirassistischer Überzeugungsarbeit.

Die Veranstaltung hat gezeigt, dass es viele junge Leute in Fulda gibt, die
sich aktiv mit dem Problem Rassismus auseinandersetzen und einen Weg
suchen sich ihm in den Weg zu stellen!

Wir danken für eure zahlreiche und aktive Teilnahme!
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Blockupy  goes  Berlin  –  Eine
neue  Runde  des  ewigen
Eventhoppings
VON LARS KELLER

Das 2012 entstandene Bündnis Blockupy will mal wieder den Protest auf die
Straße  tragen.  Nachdem  in  den  Vorjahren  hauptsächlich  Frankfurt  den
örtlichen Schwerpunkt der Proteste darstellte – zuletzt im März 2015 bei der
Eröffnung der neuen EZB – ist das Bündnis nun nach Berlin umgezogen:
„Blockupy goes Berlin“. Dort sind am 2. September Proteste und Blockaden
rund um das Arbeitsministerium geplant. Am darauffolgenden Tag ruft das
Bündnis  zur  Teilnahme  an  der  Großdemonstration  „Aufstehen  gegen
Rassismus“  auf.  Blockupy  ruft  also  zu  Protesten  gegen  die  Spar-  und
Verarmungspolitik in Europa und das europäische Grenzregime auf. Soweit
nichts unbedingt Neues und weiterhin auch notwendige Proteste – weswegen
auch wir uns Anfang September selbstverständlich beteiligen werden und zur
Teilnahme an den Protesten aufrufen!

Was bietet Blockupy?

Gleichzeitig muss aber auch gefragt werden: Was hat Blockupy in den letzten
Jahren an politischer Qualität abseits eines tollen, durchaus massenhaften
Aktionstages erreicht? Welche Perspektive, welche Forderungen bietet uns
Blockupy? Wie soll es nach dem Aktionstag weitergehen? Wird dann wieder
anderthalb  Jahre  gewartet  und  dann  denkt  man  sich:  „Ach,  komm,  wir
machen mal wieder was tolles, buntes um ein Zeichen der Solidarität zu
setzen!“? Wo sieht Blockupy die Ursachen für Krisenregime und Rassismus
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und wer kann laut ihnen den Kampf dagegen auch gewinnen?

Diese Fragen stellen wir  nicht  zum ersten Mal.  Schon bei  den Aktionen
gegen  die  EZB-Eröffnung  kritisierten  wir  die  fehlenden,  konkreten
Forderungen und weiterführenden Perspektiven.  So auch dieses  Mal:  Im
Aufruf  zum  zweiten  September  wird  v ie l  geschwärmt  über
Flüchtlingssolidarität, den Kämpfen in Frankreich, es wird sich beschwert
über  den  Grenzbau  und  Abschottung  und  über  die  Austeritätspolitik
technokratischer  Regime,  denen  eine  Absage  erteilt  wird.

Aber da, wo sich viele die Frage stellen, wie zum Beispiel dem wachsenden
Rassismus dauerhaft praktisch begegnet werden kann, da hört Blockupy auf.
Nirgends ist die Forderung an Gewerkschaften und Arbeiter_Innenparteien
für eine Einheitsfront mit lokalen Aktionskomitees zu finden. Nirgends die
Forderung nach antirassistischer Selbstverteidigung. Ebenso ist Blockupys
Antikapitalismus weiter sehr phrasenhaft und genauso begrenzt und leer.
Weder  beim Rassismus,  noch  bei  der  Austerität  erkennt  Blockupy,  dass
beides ein zwangsläufiges Phänomen der kapitalistischen Krise ist, Blockupy
erkennt nicht, dass die herrschende Klasse soziale Angriffe fahren muss, um
ihren Platz in der weltweiten Konkurrenz zu halten. Genauso der Rassismus,
welcher dann entsteht, wenn Teile der Gesellschaft im Zuge der Krise vom
sozialen Abstieg betroffen sind und daher schnell der Ideologie „Deutsche
zuerst“  verfallen,  diese Spaltung ist  natürlich durchaus praktisch für die
herrschende Klasse.
Dementsprechend koppelt Blockupy sich also wie viele linke Gruppierungen
den Antirassismus vom Sturz des kapitalistischen System als Ganzem los.

Eventhopping

Während für uns Aktionstage wie der 2. September oder auch die zahlreichen
Aktionskonferenzen  der  letzten  Monate,  bei  denen  es  darum  ging,  wie
Geflüchtete integriert (Welcome 2 Stay) werden können oder der Rassismus
geschlagen (Aufstehen gegen Rassismus) werden kann, dazu dienen sollen



eine  Bewegung  zu  entfachen,  so  scheinen  für  die  treibenden  Kräfte
Blockupys  wie  z.B.  die  „interventionistische  Linke“  mit  den  Events  die
Bewegungen bereits ihren Höhepunkt erreicht zu haben. Anstatt der Beginn
zu  sein,  ist  das  Event  das  Ziel .  Danach  schlafen  die  meisten
Mobilisierungsstrukturen wieder ein.  Das ist  sehr schade,  denn Blockupy
hätte durch die Verbindung zu Gewerkschaften und Linkspartei durchaus
Potential große Teile der Klasse zu mobilisieren.

Doch dafür müssten eben dieser Klasse auch Vorschläge gemacht werden –
und daran mangelt es ja bekanntlich. Zwar schreibt Blockupy am Ende des
Mobitextes, dass der 2.9. ein Startschuss für eine Art Kampagne mit Hinblick
auf  den  G20-Gipfel  nächstes  Jahr  in  Hamburg  werden  soll,  aber  die
Erfahrung aus dem letzten Jahr war, dass zum G7-Gipfel deutlich weniger
kamen als Monate zuvor zur EZB-Eröffnung.

Wie kann es weitergehen?

Das  Bündnis  „Jugend  gegen  Rassismus“  wird  am  29.  September  einen
weiteren bundesweiten Schulstreik  gegen Rassismus durchführen.  Hierzu
werden wir  während des  gesamten Septembers  intensiv  mobilisieren,  so
auch bei Blockupy.

Nicht  nur  das,  wir  versuchen  auch  die  oben  aufgeworfenen  Fragen  zu
beantworten.  Für  uns  sollte  sich  eine  Einheitsfront  vor  allem  auf
gemeinsame, dauerhafte, massenhafte Aktionen mit lokalen Aktionskomitees
bestehend aus allen Organisationen der Arbeiter_Innenklasse einigen – sei es
nun gegen Rassismus oder Verarmung und Arbeitslosigkeit.

Es sollte wenige gemeinsame, konkrete Forderungen geben, aber nichts was
die eigene Politik verwäscht! Solche Forderungen können unter anderem
sein:



Aufteilung der Arbeit in Europa auf alle, seien es Geflüchtete oder die
arbeitslose Jugend Südeuropas – und das nicht zu Dumpinglöhnen,
sondern einem von Arbeiter_Innenkontrollkomitees festgelegten und
überprüften Mindestlohn!
Offene Grenzen!
Wohnraum  für  alle  –  kontrolliert  durch  Arbeiter_Innenkomitees!
Enteignung von Leerstand und für sozialen Wohnungsbau, finanziert
durch die Kapitalisten!

So eine  Einheitsfront  fällt  aber  natürlich  nicht  vom Himmel  –  um ihren
Aufbau muss gekämpft werden. Es braucht mehr als einen Aktionstag, es
braucht verpflichtende Absprachen und Druck auf die Arbeiter_Innenparteien
und  Gewerkschaften!  Blockupy  hat  die  Reichweite  so  etwas  mit
voranzutreiben.  Daher  fordern  wir  Blockupy  auf,  eben  jenen  Druck
auszuüben  und  zudem  mit  zu  mobilisieren  für  den  Schulstreik  Ende
September!

Bericht  von  der  Stop-
Deportation-Demonstration  am
09.07.2016 in Berlin
Am Samstag, dem 09.07.2016, veranstalteten wir eine Demonstration gegen
Abschiebung  und  staatlichen  Rassismus.  Wir  haben  diese  Demonstration
zusammen mit  den lokalen Bündnissen von Jugend gegen Rassismus aus
Hannover  und  Berlin  (RSUS),  Street  Roots,  For  Palestine,  RIO,  dem
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Internationalistischen  Abend,  der  Gruppe  ArbeiterInnenmacht  und
insbesondere den Geflüchteten vom Weißenfeldplatz in Hannover, auf deren
Initiative wir diese Demonstration organisierten, veranstaltet.

Es ging darum, den Rassismus des deutschen Staates am Beispiel des Sudans
und  des  Khartum-Abkommens  aufzuzeigen.  Das  Abkommen  dient  dazu,
Geflüchtete  davon  abzuhalten,  Länder  wie  den  Sudan  zu  verlassen.
Europäische Staaten unterstützen im Tausch dafür diktatorische Regime mit
Geld sowie Polizei- und Militärausbildung.
Die  Berliner  Bündnisgruppen  begrüßten  die  mit  Bussen  angereisten
Menschen  aus  Hannover  lautstark  am  Potsdamer  Platz.  Für  eine
Demonstration mit ca. 500 Leuten war die Polizei sehr stark vertreten. Bis
auf eine Handvoll Nazis, die pöbelnd am Rand standen und übereifrig von
ihren  blauen  Freund_Innen  bewacht  wurden,  verlief  die  Demonstration
friedlich.

Unser Weg führte uns vom Potsdamer Platz durch das Botschaftsviertel über
den  Ku-Damm  bis  zur  sudanesischen  Botschaft.  Dort  gab  es  eine
Abschlusskundgebung auf Deutsch, Arabisch und Englisch. Hier trugen in
erster  Linie  die  Geflüchteten  ihre  Kritik  und  ihre  Forderungen  an  den
sudanesischen  und  deutschen  Staat  auf  die  Straße.  Da  wir  mit  allen
Geflüchteten und Unterdrückten in politischer Solidarität stehen, begrüßen
wir Initiativen, wie die der Geflüchteten vom Weißenfeldplatz sehr und haben
uns gefreut,  unsere Forderungen gemeinsam nach außen zu tragen.  Wir
streben  danach,  d ie  Kämpfe  a l ler  Unterdrückten  in  e inem
antikapitalistischen, antirassistischen und sozialistischen Kampf zu vereinen.
Denn nur wenn die globale Arbeiter_Innenklasse sich als solche erkennt und
gemeinsam  kämpft,  ist  eine  Welt  frei  von  Unterdrückung  jeglicher  Art
möglich. Demonstrationen wie diese bringen uns diesem Ziel einen kleinen
Schritt näher.

Wir  bedanken  uns  bei  allen  Teilnehmer_Innen  und  unterstützenden
Organisationen.



Ausnahmezustand in der Türkei
– Nein zum „zivilen Putsch“!
VON SVENJA SPUNCK

Während des Putschversuches am Freitag, dem 15. Juli  2016, wurde das
Militär erfolgreich zurückgeschlagen und die undemokratische, gewaltsame
Übernahme  der  Staatsmacht  verhindert.  Seitdem  ist  jedoch  eine
Verschiebung der Machtverhältnisse deutlich zu beobachten,  bei  der  der
Staatspräsident Erdogan die Staatsmacht in seinen Händen konzentriert.

Noch als der Putsch selbst im Gang war, wurde der islamische Prediger
Fethullah  Gülen  beschuldigt,  diesen  mit  seiner  angeblichen  parallelen
Staatsstruktur organisiert zu haben. Beweise oder sich öffentlich als Gülen-
Anhänger äußernde Putschisten gibt es jedoch nicht. Dennoch laufen seit
einer Woche sogenannte Säuberungen im Militär, im öffentlichen Dienst, an
den  Universitäten  und  unter  Journalist_Innen.  Weit  über  zehntausend
Menschen wurden in den letzten Tagen festgenommen – und die Zahl steigt
weiter an. Lt. Regierungsangaben wurden 45 Prozent aller höheren Offiziere
verhaftet.

Über  zehntausend  Menschen  wurden  bisher  suspendiert,  darunter  die
Dekane  aller  Universitäten,  von  denen  einige  gleich  ganz  geschlossen
wurden. Richter, die eher dem nationalistischen Spektrum angehören und
hin und wieder nach geltendem Recht statt dem Wunsch der AKP urteilten,
wurden entlassen. Darunter befindet sich auch eine große Zahl von jenen, die
Menschen  freigesprochen  hatten,  die  wegen  der  Gezi-Park-Proteste
festgenommen wurden. Auch die Gewerkschaften der Gülen-Bewegung, Ufuk
Saglik Sendikasi,  wurden aufgelöst,  obwohl sie kaum Einfluss haben. Die
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linkeren Gewerkschaft wie DISK, die v. a. im Metallsektor verankert ist, oder
KESK (öffentlicher Dienst) hingegen blieben bisher weitgehend verschont.

Ausnahmezustand

Außerdem wurde ein dreimonatiger Ausnahmezustand ausgerufen,  der es
Erdogan  ermöglicht,  so  zu  regieren,  wie  er  es  unter  der  bisherigen
Verfassung, legal betrachtet, noch nicht durfte. Sämtliche Versammlungen
können  aufgelöst,  landesweite  Ausgangssperren  angeordnet,  Zeitungen,
Zeitschriften  und Bücher  können verboten werden,  jede  Person kann zu
jedem Zeitpunkt durchsucht werden und die Dauer der Untersuchungshaft
wird auf 30 Tage verlängert,  eventuell  um die Heilung von Folterspuren
abzudecken. Für all dies braucht es keine richterlichen Beschlüsse mehr, die
Gewaltenteilung wird also zunehmend ausgehebelt.

Der Putschversuch und die Reaktion des türkischen Staates fand jedoch nicht
im luftleeren Raum und auch nicht spontan statt. Es ist viel mehr abzuleiten
aus dem zunehmend autoritär-reaktionären Kurs der AKP. Die Ereignisse der
letzten 12 Monate bieten viele Beispiele: So kam es zu einer Ausweitung des
brutalen  Krieges  gegen  die  kurdische  Bevölkerung,  zur  Aufhebung  der
parlamentarischen  Immunität  von  demokratisch-legitimierten
Parlamentarier_Innen, erzwungenen Neuwahlen und das alles im Lichte der
stetigen Versuche Erdogans ein Präsidialsystems einzuführen, in dem weite
Teile der Staatsmacht sich in seinen Händen konzentrieren. Dass Teile der
Bourgeoisie  mit  dem  Putschversuch  selber  versuchen  an  die  Macht  zu
kommen, zeigt uns, dass die herrschenden Klasse in der Türkei im Zuge einer
schweren ökonomischen Krise in sich zutiefst uneinig ist.

Die tiefe Wirtschaftskrise zwingt den türkischen Staat ferner zu massiven
ökonomischen Angriffen, diese sollen zunehmend verschleiert werden durch
diese lodernde Welle von Nationalismus, die grade über das Land schwappt.
Das diese der AKP in der eigenen Bevölkerung eine immer größere soziale
Basis  gibt,  zeigt  ihre  Mobilisierungskraft  über  das  Fernsehen gegen die



Putschist_Innen, wo zehntausende gegen Teile des Militärs auf die Straße
gingen.  Auch in Österreich und Deutschland kam es zu einer Reihe von
türkisch-nationalistischen Demonstrationen,  die eine weitere Polarisierung
nach rechts unter türkischen Nationalist_Innen und Boskurds bedeuten kann.
So  kam es  in  Wien bei  einer  Demonstration  zu  Angriffen  auf  kurdische
Geschäfte  und  in  Köln  fand  am  31.  Juli  eine  Massenveranstaltung  mit
zwischen 20 und 30 tausend Teilnehmer_Innen statt.
Selbst wenn bisher im Rahmen des Ausnahmezustandes nicht in erster Linie
linke  und  sozialistische  Gruppen  angegriffen  werden  sollten,  so  werden
dennoch die Grundlagen dafür gelegt, sie nach dessen Beendigung durch den
gesäuberten Staatsapparat mit jahrelangen Haftstrafen zu verurteilen oder
schlimmer, die Todesstrafe, zum Beispiel für Vaterlandsverräter, wieder zu
vollstrecken.  Nicht  nur  der  Ausnahmezustand  schürt  das  Klima  der
permanenten Bedrohung für politische Aktivist_Innen, sondern vor allem die
radikale AKP-Anhängerschaft, die auf die Straßen mobilisiert wurde und die
fälschlicherweise in den AKP-kontrollierten Medien als „das Volk“ dargestellt
wird, bietet das Potential für harte Auseinandersetzungen.

Schon jetzt greifen sie Stadtviertel an, in denen hauptsächlich Minderheiten
wie Alevit_Innen oder Christ_Innen angesiedelt sind, die sich nun Tag und
Nacht  dagegen verteidigen müssen.  Diese islamistischen Trupps arbeiten
Hand in Hand mit der AKP-treuen Polizei und es besteht die Gefahr, dass
diese Erfahrung in der Praxis demnächst auch gegen Mobilisierungen der
Arbeiter_Innenklasse  und  der  Sozialist_Innen  genutzt  wird.  In  diesem
politischen Klima kam es in den vergangenen Wochen auch vermehrt zu
LGBTIA-feindlicher Gewalt. So wurden die bekannte transgender Aktivistin
Hande Kader und auch ein homosexueller Geflüchteter aus Syrien brutal
ermordet.

In der Nacht des Putsches haben sich alle sozialistischen Organisationen und
Parteien geschlossen gegen den Staatsstreich ausgesprochen, jedoch haben
nicht  alle  die  richtige  Forderung  aufgestellt,  dass  ein  Kampf  dagegen
einhergehen muss mit dem gegen den Versuch Erdogans, diesen für seinen
eigenen Putsch, der Errichtung eines halb-diktatorischen Regimes zu nutzen.



Auch wenn sich die kemalistische CHP in der Vergangenheit gegen dieses
Präsidialsystem  positionierte,  so  hat  sie  dennoch  der  Aufhebung  der
Immunität der HDP-Abgeordneten zugestimmt und somit den Weg für dieses
System geebnet. Eine Opposition muss jedoch den Worten klare Taten folgen
lassen und darf sich nicht vor der AKP selbst erniedrigen.

Die  Politik  der  CHP  zeigt  einmal  mehr,  dass  auf  diese  bürgerliche
Oppositionspartei kein Verlass ist. Sie vertritt letztlich die Interessen eines
Minderheitsflügels der herrschenden Klasse, der der türkische Kapitalismus
und sein Staat jedoch allemal näherstehen als die Menschen, die in diesem
System leben müssen.

Welche Politik?

Die HDP hat seit dem Krieg in Kurdistan leider auch einen Teil ihrer Basis
und  Unterstützer_Innen  verloren  und  ist  auch  jetzt  kaum  in  der  Lage,
außerhalb der kurdischen Gebiete erfolgreich die Massen zu mobilisieren.
Am vergangenen  Samstagabend  hatte  die  HDP zu  einer  Kundgebung  in
Istanbul aufgerufen, zu der mehrere Tausend Anhänger_Innen erschienen,
wo  sowohl  gegen  den  Putschversuch  wie  gegen  die  repressive  Politik
Erdogans protestiert wurde.

Das zeigt zwar, dass legale Mobilisierungen noch möglich sind. Es zeigt aber
auch, dass gegen den Versuchs Erdogans, den Putsch für die Etablierung
seines  eigenen,  diktatorischen  Regimes  zu  nutzen,  notwendig  ist,  ein
Aktionsbündnis,  eine  Einheitsfront  zu  schaffen.

Diese sollte alle Organisationen der Arbeiter_Innenklasse, der national und
sexuell  Unterdrückten,  der  sozialistischen  und  demokratischen
Organisationen umfassen, insbesondere natürlich die HDP, aber auch die
Gewerkschaften DISK und KESK.



Eine  solche  Front  müsste  sich  in  erster  Linie  um  grundlegende
demokrat i sche  Forderungen  grupp ieren :  Aufhebung  des
Ausnahmezustandes,  Wiederherstellung  aller  demokratischen  Rechte
(Versammlungsrecht, Demonstrationsrechte), die Aufhebung aller Ein- und
Ausreisebeschränkungen, Aufhebung aller Suspendierungen im öffentlichen
Dienst,  Freilassung der zahlreichen Festgenommen,  sofortige Beendigung
des Krieges gegen das kurdische Volk, Rückzug von Armee und Polizei aus
den kurdischen Gebieten.
Die Aburteilung der Beteiligung am Putsch kann nicht dem Regime und der
AKP überlassen werden. Ohne Pressefreiheit, ohne demokratische Rechte für
die Opposition kann dies nur eine Farce sein, die Form von mehr oder minder
„rechtsstaatlichen“  Schauprozessen  annehmen.  Die  sozialistischen  und
demokratischen Oppositionskräfte müssen daher selbst die Veröffentlichung
aller Kommunikation, alle angeblicher Verstrickung der Gülen-Bewegung in
den Putsch fordern, um öffentlich die Verantwortlichkeit für den Putsch, aber
auch den Gegenputsch von Erdogan zu untersuchen.

Eine Einheitsfront  gegen den Ausnahmezustand und gegen den Krieg in
Kurdistan  müsste  aber  neben  demokratischen  Forderungen,
Massenmobilisierungen und Streikaktionen bis hin zum Generalstreik auch
unmi t te lbar  dazu  be i t ragen ,  d ie  Se lbs tver te id igung  der
Arbeiter_Innenorganisationen und unterdrückten Minderheiten im Land zu
organisieren – sowohl gegen Übergriffe des Staatsapparates wie auch gegen
den reaktionären Mob.

Schließlich müssen Revolutionär_Innen aber auch für die Schaffung einer
neuen Arbeiter_Innenpartei argumentieren, die eine politische Alternativen
zur immer festeren AKP-Herrschaft bildet, die den Kampf für unmittelbare
und grundlegende demokratische Forderungen (wie z. B. der Forderung nach
einer Konstituierenden Versammlung) mit dem Kampf für die sozialistische
Revolution verbindet.



Bild: thomas koch / shutterstock.com

Ausnahmezustand in der Türkei
– Nein zum „zivilen Putsch“!
VON SVENJA SPUNCK

Während des Putschversuches am Freitag, dem 15. Juli  2016, wurde das
Militär erfolgreich zurückgeschlagen und die undemokratische, gewaltsame
Übernahme  der  Staatsmacht  verhindert.  Seitdem  ist  jedoch  eine
Verschiebung der Machtverhältnisse deutlich zu beobachten,  bei  der  der
Staatspräsident Erdogan die Staatsmacht in seinen Händen konzentriert.

Noch als der Putsch selbst im Gang war, wurde der islamische Prediger
Fethullah  Gülen  beschuldigt,  diesen  mit  seiner  angeblichen  parallelen
Staatsstruktur organisiert zu haben. Beweise oder sich öffentlich als Gülen-
Anhänger äußernde Putschisten gibt es jedoch nicht. Dennoch laufen seit
einer Woche sogenannte Säuberungen im Militär, im öffentlichen Dienst, an
den  Universitäten  und  unter  Journalist_Innen.  Weit  über  zehntausend
Menschen wurden in den letzten Tagen festgenommen – und die Zahl steigt
weiter an. Lt. Regierungsangaben wurden 45 Prozent aller höheren Offiziere
verhaftet.

Über  zehntausend  Menschen  wurden  bisher  suspendiert,  darunter  die
Dekane  aller  Universitäten,  von  denen  einige  gleich  ganz  geschlossen
wurden. Richter, die eher dem nationalistischen Spektrum angehören und
hin und wieder nach geltendem Recht statt dem Wunsch der AKP urteilten,
wurden entlassen. Darunter befindet sich auch eine große Zahl von jenen, die
Menschen  freigesprochen  hatten,  die  wegen  der  Gezi-Park-Proteste
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festgenommen wurden. Auch die Gewerkschaften der Gülen-Bewegung, Ufuk
Saglik Sendikasi,  wurden aufgelöst,  obwohl sie kaum Einfluss haben. Die
linkeren Gewerkschaft wie DISK, die v. a. im Metallsektor verankert ist, oder
KESK (öffentlicher Dienst) hingegen blieben bisher weitgehend verschont.

Ausnahmezustand

Außerdem wurde ein dreimonatiger Ausnahmezustand ausgerufen,  der es
Erdogan  ermöglicht,  so  zu  regieren,  wie  er  es  unter  der  bisherigen
Verfassung, legal betrachtet, noch nicht durfte. Sämtliche Versammlungen
können  aufgelöst,  landesweite  Ausgangssperren  angeordnet,  Zeitungen,
Zeitschriften  und Bücher  können verboten werden,  jede  Person kann zu
jedem Zeitpunkt durchsucht werden und die Dauer der Untersuchungshaft
wird auf 30 Tage verlängert,  eventuell  um die Heilung von Folterspuren
abzudecken. Für all dies braucht es keine richterlichen Beschlüsse mehr, die
Gewaltenteilung wird also zunehmend ausgehebelt.

Der Putschversuch und die Reaktion des türkischen Staates fand jedoch nicht
im luftleeren Raum und auch nicht spontan statt. Es ist viel mehr abzuleiten
aus dem zunehmend autoritär-reaktionären Kurs der AKP. Die Ereignisse der
letzten 12 Monate bieten viele Beispiele: So kam es zu einer Ausweitung des
brutalen  Krieges  gegen  die  kurdische  Bevölkerung,  zur  Aufhebung  der
parlamentarischen  Immunität  von  demokratisch-legitimierten
Parlamentarier_Innen, erzwungenen Neuwahlen und das alles im Lichte der
stetigen Versuche Erdogans ein Präsidialsystems einzuführen, in dem weite
Teile der Staatsmacht sich in seinen Händen konzentrieren. Dass Teile der
Bourgeoisie  mit  dem  Putschversuch  selber  versuchen  an  die  Macht  zu
kommen, zeigt uns, dass die herrschenden Klasse in der Türkei im Zuge einer
schweren ökonomischen Krise in sich zutiefst uneinig ist.

Die tiefe Wirtschaftskrise zwingt den türkischen Staat ferner zu massiven
ökonomischen Angriffen, diese sollen zunehmend verschleiert werden durch
diese lodernde Welle von Nationalismus, die grade über das Land schwappt.



Das diese der AKP in der eigenen Bevölkerung eine immer größere soziale
Basis  gibt,  zeigt  ihre  Mobilisierungskraft  über  das  Fernsehen gegen die
Putschist_Innen, wo zehntausende gegen Teile des Militärs auf die Straße
gingen.  Auch in Österreich und Deutschland kam es zu einer Reihe von
türkisch-nationalistischen Demonstrationen,  die eine weitere Polarisierung
nach rechts unter türkischen Nationalist_Innen und Boskurds bedeuten kann.
So  kam es  in  Wien bei  einer  Demonstration  zu  Angriffen  auf  kurdische
Geschäfte  und  in  Köln  fand  am  31.  Juli  eine  Massenveranstaltung  mit
zwischen 20 und 30 tausend Teilnehmer_Innen statt.
Selbst wenn bisher im Rahmen des Ausnahmezustandes nicht in erster Linie
linke  und  sozialistische  Gruppen  angegriffen  werden  sollten,  so  werden
dennoch die Grundlagen dafür gelegt, sie nach dessen Beendigung durch den
gesäuberten Staatsapparat mit jahrelangen Haftstrafen zu verurteilen oder
schlimmer, die Todesstrafe, zum Beispiel für Vaterlandsverräter, wieder zu
vollstrecken.  Nicht  nur  der  Ausnahmezustand  schürt  das  Klima  der
permanenten Bedrohung für politische Aktivist_Innen, sondern vor allem die
radikale AKP-Anhängerschaft, die auf die Straßen mobilisiert wurde und die
fälschlicherweise in den AKP-kontrollierten Medien als „das Volk“ dargestellt
wird, bietet das Potential für harte Auseinandersetzungen.

Schon jetzt greifen sie Stadtviertel an, in denen hauptsächlich Minderheiten
wie Alevit_Innen oder Christ_Innen angesiedelt sind, die sich nun Tag und
Nacht  dagegen verteidigen müssen.  Diese islamistischen Trupps arbeiten
Hand in Hand mit der AKP-treuen Polizei und es besteht die Gefahr, dass
diese Erfahrung in der Praxis demnächst auch gegen Mobilisierungen der
Arbeiter_Innenklasse  und  der  Sozialist_Innen  genutzt  wird.  In  diesem
politischen Klima kam es in den vergangenen Wochen auch vermehrt zu
LGBTIA-feindlicher Gewalt. So wurden die bekannte transgender Aktivistin
Hande Kader und auch ein homosexueller Geflüchteter aus Syrien brutal
ermordet.

In der Nacht des Putsches haben sich alle sozialistischen Organisationen und
Parteien geschlossen gegen den Staatsstreich ausgesprochen, jedoch haben
nicht  alle  die  richtige  Forderung  aufgestellt,  dass  ein  Kampf  dagegen



einhergehen muss mit dem gegen den Versuch Erdogans, diesen für seinen
eigenen Putsch, der Errichtung eines halb-diktatorischen Regimes zu nutzen.
Auch wenn sich die kemalistische CHP in der Vergangenheit gegen dieses
Präsidialsystem  positionierte,  so  hat  sie  dennoch  der  Aufhebung  der
Immunität der HDP-Abgeordneten zugestimmt und somit den Weg für dieses
System geebnet. Eine Opposition muss jedoch den Worten klare Taten folgen
lassen und darf sich nicht vor der AKP selbst erniedrigen.

Die  Politik  der  CHP  zeigt  einmal  mehr,  dass  auf  diese  bürgerliche
Oppositionspartei kein Verlass ist. Sie vertritt letztlich die Interessen eines
Minderheitsflügels der herrschenden Klasse, der der türkische Kapitalismus
und sein Staat jedoch allemal näherstehen als die Menschen, die in diesem
System leben müssen.

Welche Politik?

Die HDP hat seit dem Krieg in Kurdistan leider auch einen Teil ihrer Basis
und  Unterstützer_Innen  verloren  und  ist  auch  jetzt  kaum  in  der  Lage,
außerhalb der kurdischen Gebiete erfolgreich die Massen zu mobilisieren.
Am vergangenen  Samstagabend  hatte  die  HDP zu  einer  Kundgebung  in
Istanbul aufgerufen, zu der mehrere Tausend Anhänger_Innen erschienen,
wo  sowohl  gegen  den  Putschversuch  wie  gegen  die  repressive  Politik
Erdogans protestiert wurde.

Das zeigt zwar, dass legale Mobilisierungen noch möglich sind. Es zeigt aber
auch, dass gegen den Versuchs Erdogans, den Putsch für die Etablierung
seines  eigenen,  diktatorischen  Regimes  zu  nutzen,  notwendig  ist,  ein
Aktionsbündnis,  eine  Einheitsfront  zu  schaffen.

Diese sollte alle Organisationen der Arbeiter_Innenklasse, der national und
sexuell  Unterdrückten,  der  sozialistischen  und  demokratischen
Organisationen umfassen, insbesondere natürlich die HDP, aber auch die
Gewerkschaften DISK und KESK.



Eine  solche  Front  müsste  sich  in  erster  Linie  um  grundlegende
demokrat i sche  Forderungen  grupp ieren :  Aufhebung  des
Ausnahmezustandes,  Wiederherstellung  aller  demokratischen  Rechte
(Versammlungsrecht, Demonstrationsrechte), die Aufhebung aller Ein- und
Ausreisebeschränkungen, Aufhebung aller Suspendierungen im öffentlichen
Dienst,  Freilassung der zahlreichen Festgenommen,  sofortige Beendigung
des Krieges gegen das kurdische Volk, Rückzug von Armee und Polizei aus
den kurdischen Gebieten.
Die Aburteilung der Beteiligung am Putsch kann nicht dem Regime und der
AKP überlassen werden. Ohne Pressefreiheit, ohne demokratische Rechte für
die Opposition kann dies nur eine Farce sein, die Form von mehr oder minder
„rechtsstaatlichen“  Schauprozessen  annehmen.  Die  sozialistischen  und
demokratischen Oppositionskräfte müssen daher selbst die Veröffentlichung
aller Kommunikation, alle angeblicher Verstrickung der Gülen-Bewegung in
den Putsch fordern, um öffentlich die Verantwortlichkeit für den Putsch, aber
auch den Gegenputsch von Erdogan zu untersuchen.

Eine Einheitsfront  gegen den Ausnahmezustand und gegen den Krieg in
Kurdistan  müsste  aber  neben  demokratischen  Forderungen,
Massenmobilisierungen und Streikaktionen bis hin zum Generalstreik auch
unmi t te lbar  dazu  be i t ragen ,  d ie  Se lbs tver te id igung  der
Arbeiter_Innenorganisationen und unterdrückten Minderheiten im Land zu
organisieren – sowohl gegen Übergriffe des Staatsapparates wie auch gegen
den reaktionären Mob.

Schließlich müssen Revolutionär_Innen aber auch für die Schaffung einer
neuen Arbeiter_Innenpartei argumentieren, die eine politische Alternativen
zur immer festeren AKP-Herrschaft bildet, die den Kampf für unmittelbare
und grundlegende demokratische Forderungen (wie z. B. der Forderung nach
einer Konstituierenden Versammlung) mit dem Kampf für die sozialistische
Revolution verbindet.
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Camp:  Revolutionärer
Marxismus 2016
Auch dieses Jahr veranstalten wir wieder unsere jährliches Sommercamp
„Revolutionärer  Marxismus“  zusammen  mit  unserer  österreichischen
REVOLUTION  Sektion,  der  Gruppe  ArbeiterInnenmacht,  dem
Arbeiter*innenstandpunkt sowie GenossInnen anderer Sektionen der League
for the Fifth International. Meldet euch an, kommt vorbei und diskutiert mit!

Für die Facebookveranstaltung hier klicken

Die historische Wirtschaftskrise, in welcher wir uns seit 2008 befinden, wirft
Fragen auf  welche nach revolutionären Antworten verlangen.  Wie solche
Antworten aussehen können, wollen wir mit dir in rund 100 Veranstaltungen
besprechen  und  uns  dieser  Thematiken  aus  Sicht  eines  revolutionären
Marxismus annähern.

Krise der EU
GREXIT  und  BREXIT  /  Nationale  Abschottung  oder  internationalistische
Lösung / Vereinigte sozialistische Staaten von Europa

Rassismus & Migration:
Rechtspopulismus / Selektion / europäisches Grenzregime

Kampf der sozialen Unterdrückung:
Frauenbefreiung  /  Jugendunterdrückung  /  Familie  und  Kapitalismus  /

https://onesolutionrevolution.de/camp-revolutionaerer-marxismus-2016/
https://onesolutionrevolution.de/camp-revolutionaerer-marxismus-2016/
https://www.facebook.com/events/1169911056373667/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2016/08/Titelbild2.jpg


Geschlechterverhältnisse  /  Intersektionalität  /  Feminismus  und  Marxismus

Grundlagen und Geschichte des Marxismus
Krisentheorie / Imperialismus / Sozialdemokratie / Stalinismus / Einheitsfront
/ Volksfront / ArbeiterInnenregierung

Freizeitangebot:
Konzert / Stadtrundfahrt / Schwimmen / Lagerfeuer / Filmabende

Kosten:
Die Gesamtkosten betragen 115-175€ / Person je nach Monatseinkommen für
5 Übernachtungen mit Vollpension. Teilnahme für einzelne Tage möglich.

Anmeldung und Programm:
Mehr Infos zum Programm findest du bald auf unseren Internetseiten und
hier bei Facebook.
Z u r  A n m e l d u n g  m e l d e  d i c h  m i t  a u s g e f ü l l t e m  F o r m u l a r
(http://arbeitermacht.de/dateien/Sonstige/2016_Sommerschulung,%20Jugend
camp_Anmeldung.pdf) unter mail[ät]arbeitermacht.de


